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Der 4. Strafsenat des Bundesgerichtshofs hat auf Antrag des Generalbundesan-

walts und nach Anhörung des Beschwerdeführers am 23. Juni 2022 gemäß § 349 

Abs. 2 und 4, § 354 Abs. 1 StPO beschlossen: 

 

Die Revision des Angeklagten gegen das Urteil des Landgerichts 

Essen vom 8. Dezember 2021 wird mit der Maßgabe als unbegrün-

det verworfen, dass der Angeklagte im Fall II.3 der Urteilsgründe zu 

einer Freiheitsstrafe von sechs Monaten verurteilt ist; Im Übrigen 

hat die Nachprüfung des Urteils auf Grund der Revisionsrechtferti-

gung keinen durchgreifenden Rechtsfehler zum Nachteil des Ange-

klagten ergeben. 

Der Beschwerdeführer hat die Kosten seines Rechtsmittels zu tra-

gen. 

 

 

Ergänzend bemerkt der Senat: 

Das Landgericht hat für die Tat II.3 der Urteilsgründe versehentlich zwei 

Freiheitsstrafen ‒ eine Freiheitsstrafe von neun Monaten sowie eine Freiheits-

strafe von sechs Monaten ‒ festgesetzt. Der Senat entnimmt dem Gesamtzu-

sammenhang der Urteilsgründe, dass das Landgericht insoweit auf eine Frei-

heitsstrafe von sechs Monaten erkennen wollte, weil die Betäubungsmittel hier 

‒ anders als in den anderen Fällen ‒ nicht „in Umlauf“ gelangt sind. Er hat daher 

klargestellt, dass der Angeklagte insoweit zu einer Freiheitsstrafe von sechs Mo-

naten verurteilt ist.  
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Der Senat schließt ein Beruhen des Gesamtstrafenausspruchs auf dem 

Rechtsfehler aus. Das Landgericht hat bei der Bemessung der Gesamtstrafe aus-

drücklich ausgeführt, dass „die Summe der Einzelstrafen nicht im Vordergrund“ 

gestanden habe. Zwar hat es im Rahmen der Begründung seiner Entscheidung, 

die einbeziehungsfähige Geldstrafe aus dem Urteil des Amtsgerichts Gelsenkir-

chen vom 22. April 2021 nicht gesondert bestehen zu lassen (vgl. § 53 Abs. 2 

Satz 2 StGB), auf die Summe der Einzelstrafen unter Berücksichtigung der irr-

tümlich verhängten weiteren Einzelstrafe von neun Monaten für die Tat II.3 der 

Urteilsgründe verwiesen. Dabei handelt es sich jedoch nur um eine Kontrollüber-

legung, auf der die Entscheidung über die Höhe der mit zwei Jahren und drei 

Monaten maßvoll bemessenen Gesamtstrafe ersichtlich nicht beruht.  

Der Senat ist nicht gehindert, über die Revision des Angeklagten nach 

§ 349 Abs. 2 StPO zu entscheiden, auch wenn er dem Antrag des Generalbun-

desanwalts nur im Ergebnis, nicht aber in der Begründung folgt. Dieser hatte be- 
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antragt, die Gesamtstrafe als angemessen im Sinne des § 354 Abs. 1a StPO an-

zusehen, und die Verwerfung der Revision des Angeklagten beantragt.  

 

Quentin  Bartel   Maatsch 

 Messing  Weinland 

 
 

Vorinstanz: 

Landgericht Essen, 08.12.2021 - 25 KLs 71 Js 20/21 24/21 


